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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 100/06 

12. Dezember 2006 

Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-380/03 

Bundesrepublik Deutschland / Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 

DER GERICHTSHOF WEIST DIE VON DEUTSCHLAND GEGEN DIE 
RICHTLINIE ÜBER TABAKWERBUNG ERHOBENE KLAGE AB 

Das Werbeverbot und das Sponsoringverbot erfüllen die Voraussetzungen, unter denen 
sie als Maßnahmen im Hinblick auf  die Errichtung und das Funktionieren des 

Binnenmarktes erlassen werden konnten 

Deutschland hat beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften Klage auf 
Nichtigerklärung zweier Artikel der Richtlinie1 über Werbung und Sponsoring zugunsten 
von Tabakerzeugnissen in anderen Medien als dem Fernsehen erhoben. Diese Artikel 
verbieten die Werbung für Tabakerzeugnisse in der Presse und anderen gedruckten 
Veröffentlichungen, in Diensten der Informationsgesellschaft und in 
Rundfunkprogrammen sowie das Sponsoring von Rundfunkprogrammen durch 
Tabakunternehmen. Von dem Verbot ausgenommen sind nur Veröffentlichungen, die für 
im Tabakhandel tätige Personen bestimmt sind, und Veröffentlichungen aus Drittländern, 
die nicht hauptsächlich für den Gemeinschaftsmarkt bestimmt sind. 

Deutschland stützt seine Klage insbesondere darauf, dass diese Verbote nicht auf der 
Grundlage von Artikel 95 EG-Vertrag hätten erlassen werden können. Nach dieser 
Bestimmung ist die Gemeinschaft zum Erlass von Maßnahmen zur Angleichung 
nationaler Vorschriften ermächtigt, die die Errichtung und das Funktionieren des 
Binnenmarktes zum Gegenstand haben. Die Klägerin ist der Ansicht, dass die 
Voraussetzungen für die Heranziehung dieses Artikels nicht erfüllt sind. Keines der 
Verbote trage zur Beseitigung von Hemmnissen für den freien Warenverkehr oder zur 
Beseitigung spürbarer Wettbewerbsverzerrungen bei. 

                                                 
1 Artikel 3 und 4 der Richtlinie 2003/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung und 
Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen (ABl. L 152, S. 16). 



Der Gerichtshof stellt fest, dass die Voraussetzungen für die Wahl von Artikel 95 EG-
Vertrag als Rechtsgrundlage tatsächlich erfüllt waren. 

Er weist darauf hin, dass beim Erlass der Richtlinie Unterschiede zwischen den 
nationalen Regelungen über Werbung und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen 
bestanden, die ein Tätigwerden des Gemeinschaftsgesetzgebers rechtfertigten. Diese 
Unterschiede waren geeignet, den freien Warenverkehr und den freien 
Dienstleistungsverkehr zu behindern. Sie führten auch zu einer beträchtlichen Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen. 

Außerdem haben die angefochtenen Artikel der Richtlinie tatsächlich zum Ziel, die 
Bedingungen für das Funktionieren des Binnenmarktes zu verbessern. 

Der Gerichtshof stellt fest, dass der Ausdruck „gedruckte Veröffentlichungen“ nur 
Veröffentlichungen wie Zeitungen, Zeitschriften und Magazine erfasst. Mitteilungsblätter 
lokaler Vereine, Programmhefte kultureller Veranstaltungen, Plakate, Telefonbücher 
sowie Hand- und Werbezettel sind demnach ausgenommen. 

Da die Voraussetzungen für die Heranziehung von Artikel 95 EG-Vertrag erfüllt sind, 
kann die Wahl dieser Rechtsgrundlage nicht deshalb beanstandet werden, weil sich der 
Gemeinschaftsgesetzgeber bei den Entscheidungen, die er beim Erlass der Richtlinie 
getroffen hat, möglicherweise auch vom Gesundheitsschutz hat leiten lassen. Der 
Gerichtshof erinnert insoweit daran, dass die Gemeinschaft nach dem EG-Vertrag 
verpflichtet ist, ein hohes Gesundheitsschutzniveau zu gewährleisten. Der ausdrückliche 
Ausschluss jeder Harmonisierung der in diesem Bereich bestehenden Vorschriften der 
Mitgliedstaaten bedeutet nicht, dass eine auf einer anderen Grundlage erlassene 
Harmonisierungsmaßnahme keine Auswirkungen auf den Schutz der menschlichen 
Gesundheit haben dürfte. 

Der Gerichtshof weist auch das Argument zurück, dass die angefochtenen Verbote 
unverhältnismäßig seien. 

Insoweit stellt er insbesondere fest, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber lokale oder 
regionale Veröffentlichungen nicht ausnehmen konnte, ohne dass das Werbeverbot 
dadurch einen ungewissen und zufallsabhängigen Anwendungsbereich erhalten hätte. 
Zum geltend gemachten Eingriff in das Grundrecht der Presse- und Meinungsfreiheit 
führt der Gerichtshof aus, dass die Verbote die Freiheit der journalistischen 
Meinungsäußerung unberührt lassen und nicht die Grenzen des dem 
Gemeinschaftsgesetzgeber eingeräumten Ermessens überschreiten. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: ES, CS, DE, EL, EN, FR, IT, HU, 
NL, SK, SL, PL, PT 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofes: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-
380/03

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über den von der 
Europäischen Kommission, Generaldirektion Presse und Kommunikation, angebotenen 

Dienst EbS „Europe by Satellite“, L-2920 Luxemburg, 
Tel.: (00352) 4301 35177, Fax: (00352) 4301 35249, 

oder B-1049 Brüssel, Tel.: (0032) 2 2964106, Fax: (0032) 2 2965956 
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